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Die europäische Dimension in der Berufsbildung 
Zwischenbilanz und Perspektiven aus der Sicht des CEDEFOP 1) 

Ernst Piehl, Burkhart Sellin 

In diesem Beitrag erläutern die Autoren die Zuständigkeit der EG auf dem Gebiet der beruf­
lichen Bildung sowie den Grad, den Umfang und die Art der Wahrnehmung dieser Zustän­
digkeit im Verlauf der vergangenen drei Jahrzehnte. Eine Einschätzung der gegenwärtigen 
Situation der Berufsbildung in der EG, der aktuellen Herausforderung in der Perspektive 
des Binnenmarktes und ein Ausblick runden die Darstellung ab. 

Die politische Dynamik der EG zu Beginn der 90er fahre wird danach die Berufsbildung 
nicht unberührt lassen. Die qualifikatorischen Voraussetzungen in einem zusammenwach­
senden Europa werden sich ändern; dabei dürften jedoch die Berufsbildungssysteme und 
-strukturen weiterhin originäre Merkmale aufweisen, obwohl eine gewisse Annäherung und 
Angleichunq ihrer Ziele sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht zu erwarten 
sein dürfte. 

Ernst Piehl 
Direktor des CEDEFOP in Berlin. 

I. Etappen der Entwicklung 
einer gemeinschaftlichen 
Berufsbildungspolitik 

1. Dekade europäischer Absichts­
erklärungen und nationalstaatH­
eher Reformpolitik (Mitte der sech­
ziger bis Mitte der siebziger Jahre) 

Als wichtigster Grundstein euro­
päischer Berufsbildungspolitik gilt 
der Beschluß des EG-Rates vom 
2. 4. 1963 über die "Aufstellung all­
gemeiner Grundsätze für die 
Durchführung einer gemeinsamen 
Politik der Berufsausbildung". Ge­
stützt auf Artikel 128 des EWG-Ver­
trages wurden zehn bis heute gülti-

1) Europäisches Zentrum für die Förderung der 
Berufsbildung, gegründet durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 337175 des Rates der Europäi­
schen Gemeinschaften. 
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ge Grundsätze beschlossen, in de­
nen z. B. folgende hohe Ziele aufge­
stellt sind: 
- Jedem Bürger in der EG ist zu 

e rmöglichen , "den höchsten 
Ausbildungsstand zu erwerben, 
der zur Ausübung seiner berufli­
chen Tätigkeit erforderlich ist". 

- Anband gemeinsam abgestimm­
ter Beschreibungen der Qualifi­
kationen für den Zugang zu den 
verschiedenen Ausbildungsstu­
fen wird eine Angleichung der 
Bedingungen für die Abschluß­
prüfungen angestrebt, um eine 
"gegenseitige Anerkennung der 
Zeugnisse und sonstigen Urkun­
den über den Abschluß der Be­
rufsausbildung zu erreichen''. 

Von diesen verbalen Absichtser­
klärungen konnte in dem nachfol­
genden Jahrzehnt nicht viel mehr 
als die Einrichtung eines "Beraten­
den Ausschusses für Berufsausbil-

dung" bei der Kommission durch­
gesetzt werden, in dem bis heute 
zweimal pro Jahr Vertreter der Re­
gierungen, der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer unter Vorsitz 
der Kommission zusammenkom­
men und zu langen Papieren Kom­
mentare zu Protokoll geben. Als 
Hauptkennzeichen für diese Deka­
de kann festgehalten werden: 
-Anhaltende Hochkonjunktur, Ar-

beitskräftemangel in den mei­
sten Ländern der damaligen 
Sechsergemeinschaft und kein 
starkes Interesse an Berufsbil­
dungspolitik, schon gar nicht auf 
europäischer Ebene. 

- Die teilweise von der Studenten­
und Jugendbewegung angesto­
ßene Reformpolitik in den mei­
sten Mitgliedsstaaten stand zu 
Recht im Rampenlicht der Öf­
fentlichkeit, zumal nachhaltige 
gesellschaftspolitische Refor­
men eingeleitet wurden, bei­
spielsweise: Erhöhung der Bil­
dungsbeteiligung, namentlich 
der Mädchen bzw. junger Frau­
en, Abbau des Stadt-Land-Ge­
fälles u. a. m. 

Insgesamt sei der Widerspruch 
zwischen europäischen Ankündi­
gungen und national-staatlicher 
Dominanz festgehalten und das 
vergleichsweise geringe Interesse 
an Fragen der Berufsbildung im 
engeren Sinne. 

2. Dekade institutioneller Ansätze 
und der Modellversuchsprogram­
me (Mitte der siebziger Jahre bis 
Mitte der achtziger Jahre) 

Als Meilenstein in der Entwicklung 
zu einer Berufsbildungspolitik der 
EG kann die Verordnung des EG­
Ministerrates vom Februar 1975 zur 
Gründung des CEDEFOP bewertet 
werden; dieser war seinerseits 
eine der wenigen Umsetzungen 
des (bisher einzigen) "Sozialpoliti­
schen Aktionsprogramms der EG" 
von 1974. In diesem Programm, das 
vor dem Hintergrund der sog. Öl­
krise, der eingetretenen Massen­
arbeitslosigkeit und am Beginn 
struktureller Veränderungen be­
schlossen wurde, standen die Ziel­
gruppen Jugendliche, Frauen und 
ausländische Arbeitnehmer 1m 
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Mittelpunkt. Die Priorität galt der 
beruflichen Erstausbildung insbe­
sondere der schrittweisen Verbrei­
tung zumindest des Konzeptes der 
"Alternierenden Ausbildung" (s. 
Ratsbeschluß der EG von 1979), 
dem auch eine Vielzahl von natio­
nalen "Jugend- bzw. Ausbildungs­
programmen'' folgten. Im Kern 
wird darin gemeinschaftsweit die 
möglichst gleichgewichtige Bedeu­
tung des Lernorts Schule und des 
Lernorts Betrieb anerkannt und auf 
länderspezifische Weise in die Pra­
xis umzusetzen versucht. 

Die Begleitung auf EG-Ebene fand 
vorrangig Ausdruck in zwei aufein­
anderfolgenden sog. "Übergangs­
programmen", m denen zum 
"Übergang" der Jugendlichen von 
der Pflichtschulzeit zum Ausbil­
dungs- bzw. Arbeitsmarkt sowohl 
Erfahrungen aus den Mitgliedslän­
dern als auch Empfehlungen zur 
Verbesserung der sich verschlech­
ternden Situation Jugendlicher zu­
sammengetragen werden sollten. 
In der Praxis wurde dieser doppel­
te Auftrag in rd. 30 Modellversu­
chen bzw. Demonstrationsvorha­
ben in den seinerzeit neun Mit­
gliedsstaaten umgesetzt; diese un­
terstreichen zweifelsfrei die euro­
päische Dimension der Probleme, 
allerdings wurden deren Empfeh­
lungen (insbesondere zum notwen­
digen Brückenschlag zwischen der 
"Welt der Bildung" und der "Welt 
der Arbeit '') nur selten in die Regel­
angebote der Mitgliedsstaaten 
übernommen. Auch die in den Mit­
gliedsstaaten durchgeführten Mo­
dellversuchsreihen, die ihrerseits 
durch die EG mindestens zur Hälf­
te finanziert wurden, haben weitge­
hend nur Symptome kurieren kön­
nen. Darüber hinaus fördert der 
EG-Sozialfonds Ausbildungs- und/ 
oder Berufserfahrungsprogramme, 
um Jugendlichen den Übergang 
von der Schule zur Berufsausübung 
zu erleichtern und um einen Bei­
trag zum Abbau der Jugendar­
beitslosigkeit zu leisten. Schon we­
gen der sich rasch ändernden -Leit­
linien und Durchführungsvorschrif­
ten der Förderinstrumente auf EG­
und nationaler Ebene konnten nur 
in wenigen Fällen nachhaltige Bei­
träge zur dauerhaften Integration 
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der Jugendlichen festgestellt wer­
den. 
Erwähnenswert sind noch die 
Richtlinien für Berufsbildungsmaß­
nahmen zur Verbesserung der 
Chancengleichheit für Frauen und 
zur Eingliederung bzw. Rückkehr­
förderung für Wanderarbeitneh­
mer. 

Insgesamt können für diese Deka­
de erste konkrete Ansätze für den 
Informations- und Erfahrungsaus­
tausch sowie Partnerschaften und 
die Einrichtung von Institutionen, 
namentlich des CEDEFOP, festge­
stellt werden; freilich konzentrierte 
sich diese auf Empfehlungen für 
den Bereich der Erstausbildung, 
während die Weiterbildung auf 
Gemeinschaftsebene noch nicht 
stärker diskutiert wird außer im 
CEDEFOP selbst. 

3. Dekade der Konsolidierung und 
der komplementären Aktionspro­
gramme in der EG (Mitte der acht­
ziger Jahre bis vermutlich 1993/95) 

Als Wegmarke zur Konsolidierung 
der oben skizzierten Ansätze gel­
ten die beiden Beschlüsse der erst­
mals gemeinsam tagenden Räte 
der Minister für Bildungs- und Be­
schäftigungspolitik auf EG-Ebene 
von Mitte 1983: l. Die "Entschlie­
ßung des Rates über die Berufsbil­
dungspolitik der EG der 80er Jah­
re" und 2. die "Entschließung des 
Rates über Maßnahmen der Berufs­
bildung im Hinblick auf die Einfüh­
rung der neuen Informationstech­
nologien". Die genannten Ent­
schließungen schufen die Basis für 
mehrere wichtige Rahmenpro­
gramme, namentlich für COMETT 
und EUROTECNET, sowie für eben­
so wichtige Programme für Perso­
nengruppen insbesondere zugun­
sten der Jugendlichen (PETRA), 
der Chancengleichheit der Frauen 
in Ausbildung und Beruf, für die 
Aus- und Fortbildung ausländi­
scher Arbeitnehmer, für Program­
me zugunsten der Behinderten und 
der Langzeitarbeitslosen. 

Als politische Wegmarke ist die 
Mailänder Gipfelkonferenz von 
1985 hervorzuheben, die insbeson­
dere das "Europa der Bürger" als 

mittelfristiges Ziel fordert. Seit 1985 
sind von dem ideenreichen und 
durchsetzungsfähigen Präsidenten 
der EG-Kommission, Jacques De­
lors, auch und gerade für die be­
rufliche Bildung entscheidende Im­
pulse ausgegangen. Mit der kon­
kreten Zielsetzung der Durchset­
zung des Europäischen Binnen­
marktes bis Ende 1992 wurde eine 
enorme Schubkraft für die europäi­
sche Dimension vieler Politikfelder 
ausgelöst; auch für die Gesell­
schaftspolitik z. B. in Form der "Eu­
ropäischen Sozialcharta'' und in 
der Belebung des "Sozialen Dia­
logs'' auf Gemeinschaftsebene. In 
diesen Rahmen sollen zumindest 
einige Mindeststandards und Eck­
werte europaweit gesetzt werden. 
Für die einen sind diese im Be­
reich der Sozialpolitik bisher noch 
recht vage (z. B. für die Gewerk­
schaften), für die anderen (z. B. Ar­
beitgeber) gehen diese bereits zu 
weit, insbesondere im Bereich der 
beruflichen Bildung. Der Grad der 
gewünschten Verbindlichkeit in 
diesen Fragen unterscheidet sich 
noch sehr. 

Die Rechtsprechung des Europäi­
schen Gerichtshofes tendiert seit 
Jahren in zunehmendem Maße da­
zu, die Mitgliedsstaaten auf eine 
Bildungspolitik zu verpflichten, die 
, ,gemeinschaftsfreundlich'' ist. Deut­
licher Beleg dafür ist insbesondere 
das Urteil im Fall Gravier, das der 
Europäische Gerichtshof am 13. Fe­
bruar 1985 gesprochen hat: Da­
nach sind im Rahmen der Hoch­
schulausbildung Angehörige von 
EG-Staaten den Inländern gleich­
zustellen. Die Auswirkungen die­
ses Urteils bleiben nicht auf die 
Hochschulausbildung beschränkt, 
sondern erstrecken sich auf den 
gesamten Bereich der Berufsbil­
dung. 

Gemäß der neuen Zusätze der Ge­
meinschaftsverträge durch die 
"Einheitliche Europäische Akte" 
(EEA), d. h. namentlich insbeson­
dere des Artikels 118 B, können die 
Sozialparteien auch auf europäi­
scher Ebene Absprachen bzw. 
Vereinbarungen treffen, die zumin­
dest politische Wirksamkeit für die 
Arbeitnehmer in der EG haben. 
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Als wichtigster "Nebeneffekt" der 
e rweiterten EG-Verfassung durch 
die EEA gilt die Tatsache, daß 
Mehrheitsentscheidungen im Rat 
zu allen darin genannten Berei­
chen möglich sind, z. B. in bezug 
auf Art. 128 für die berufliche Bil­
dung. Hinzu kommt, daß jetzt bei 
der Budgetisierung der Gemein­
schaftspolitikdas Europäische Par­
lament das letzte Wort hat: Wenn 
Kommission und Parlament sich ei­
nig sind, können sie jeden begrün­
deten Budgetansatz auch gegen 
den Widerstand des Rates durch­
setzen. 

Bis Ende 1988 liegt der Schwer­
punkt der einschlägigen Gemein­
schaftsprogramme zweifelsohne 
auf der beruflichen Erstausbildung 
und auf der Hochschulbildung, 
was auch durch d ie folgenden Ent­
scheidungen bzw. Programme mit 
längerfristiger Perspektive unter­
strichen wird: 
- Die Entscheidung des Rates 

über die "Entsprechungen der 
beruflichen Befähigungsnach­
weise" zwischen Mitgliedsstaa­
ten der Europäischen Gemein­
schaften (85 / 368/ EWG) und d ie 
Rahmenrichtlinie des Rates über 
die "allgemeine Regelung zur 
Anerkennung von Hochschul­
diplomen, die eine mindestens 
dreijährige Berufsausbildung 
abschließen" (Dezember 1988); 

- Beschluß des Rates über ein 
"Aktionsprogramm für die Be­
rufsbildung Jugendlicher und 
zur Vorbereitung der Jugendli­
chen auf das Erwachsenen- und 
Erwerbsleben" (Dezember 1987), 
auf dessen Grundlage die 
Arbeiten zum sog. PETRA-Pro­
gramm angelaufen sind. 

Ein breit angelegtes Programm zur 
Weiterbildung Erwachsener vor al­
lem in den Unternehmen (FORCE), 
das seit Mitte der achtziger Jahre 
diskutiert wurde, konnte Ende 1989 
vom Rat verabschiedet werden. 
Darin werden auch die seit 1985 
durch die Deiars-Kommission ver­
besserten institutionellen Rahmen­
bedingungen für den "Sozialen 
Dialog' ' auf Gemeinschaftsebene 
berücksichtigt, der im Berufsbil­
dungsbereich durch das CEDEFOP 
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und vor allem durch Vereinbarun­
gen de r Sozialpartner selbst geför­
dert worden ist. 

Insgesamt kann für diese Dekade 
festgehalten werden: 
Die Qualifikation der Menschen 
und d ie berufliche Bildung haben 
auf allen politischen Ebenen und 
für jedermann und für jede Frau so 
an Bedeutung gewonnen, daß eine 
beachtliche Serie an EG-Program­
men für die gesamte Aus- und Wei­
terbildung beschlossen wurde ; de­
ren Zahl, budgetäre Ausstattung 
und politische Bedeutung haben 
enorm zugenommen. Die Kommis­
sion hat jüngst unter Druck des Ra­
tes e in "Memorandum über die Ra­
tionalisierung und Koordinierung 
von Berufsbildungsprogrammen 
auf Gemeinschaftsebene'' vorge­
legt, weil diese für einige Mit­
gliedsstaaten entweder zu weit ge­
hen oder zu unübersichtlich gewor­
den sind. 

II. Einschätzung der 
aktuellen Lage 
und Perspektiven 

I. Die Situation zu Beginn der neun­
ziger Jahre 
Die "Dynamik 1992" hat alle Politik­
bereiche erfaßt und hat durch Er­
eignisse wie die deutsche Eini­
gung und die dramatischen Verän­
derungen m Osteuropa sowie 
durch das gestiegene Interesse 
vieler Drittstaaten an der EG zu­
sätzliche Schubkraft erhalten; kon­
krete Auswirkungen auf die beruf­
liche Bildung sind in dem Druck 
der Mitgliedsstaaten und der EG 
zur Beschleunigung der Arbeiten 
zur Herstellung der Entsprechung 
der beruflichen Befähigungsnach­
weise oder in der vergleichsweise 
raschen Beschlußfassung über die 
"Europäische Stiftung für Berufs­
bildung' ' für Mittel- und Osteuropa 
sichtbar ; die Umsetzung des letzt­
genannten Ratsbeschlusses für 
diese komplementäre Einrichtung 
zum CEDEFOP konnte fre ilich 
noch nicht gelingen, da die Ent­
scheidung über deren Standort in 
ein Paket kontroverser Fragen 
über den Sitz mehrerer EG-Ein-

richtungen (vor allem des Europäi­
schen Parlaments) e inbezogen 
wurde. Eine abschließende Ent­
scheidung stand Ende 1990 auf der 
Ebene der Staats- und Regierungs­
chefs an. 

Die EG-Regierungskonferenzen, 
die im Dezember 1990 in Rom statt­
fanden, und entsprechende Nach­
folgeentscheidungen stellen ver­
mutlich bedeutende Schritte in 
Richtung der Wirtschafts- und 
Währungsunion sowie auch der Po­
litischen Union dar. Diese Per­
spektive verursacht neben vielem 
Positiven auch Unsicherheiten und 
Ängste, insbesondere gegenüber 
einem Trend zum generellen Zen­
tralismus nach Brüssel. Das Subsi­
diaritätsprinzip und die föderalisti­
sche Organisation werden jedoch 
gerade im Bereich der Berufsbil­
dungspolitik sicherste llen, daß 
weiterhin für die rd . 340 Millionen 
Bürger wichtige Entscheidungen 
gleichzeitig auf vie r Politikebenen 
getroffen werden: 
- auf der lokalen Ebene mit den 

Lernorten Schule und Be­
trieb I Verwaltung, 

- auf der regionalen Ebene, z. B. 
in den 16 Ländern der Bundes­
republik Deutschland, 

- auf der nationale n Ebene sowie 
- auf der europäischen Ebene, na-

mentlich auf der Ebene der EG­
Institutionen. 

Der Soziale Dialog wird parallel 
dazu in den Unternehmen, in den 
Wirtschaftszweigen sowie auf re­
gionaler, nationaler und europäi­
scher Ebene über prinzipiell glei­
che Hauptprobleme geführt, wenn 
auch weiterhin diffe renzierte Lö­
sungsstrategien wegen der unter­
schiedlichen Ausgangslage ange­
strebt werden müssen. Dabei wird 
es zu einer Fülle von konkreten Ab­
sprachen und kollektivvertragli­
ehen Rahmenvereinbarungen (ins­
besondere im Schwerpunktfeld 
der Weiterbildung der Erwerbstä­
tigen) zwischen den Arbeitgeber­
und den Arbeitnehmervertretun­
gen kommen. 

Das politische Gewicht der Euro­
päischen Kommission hat seit Amts­
antritt von Präsident Delors erheb-
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lieh zugenommen und wird in den 
neunziger Jahren weiter wachsen; 
die EG-Kommission wird bereits 
als "europäische Regierung" ange­
sehen, wobei sie sowohl exekutive 
als auch legislative Zuständigkei­
ten (Vorschlagsmonopol) besitzt. 

Die Kommission hat auf höchster 
politischer Ebene im Januar 1989 
die "Task Force Humanressour­
cen" geschaffen, dies kann als ein 
Vorläufer emer eigenständigen 
Generaldirektion angesehen wer­
den, die im groben Vergleich auch 
als "europäisches Ministerium" be­
zeichnet werden kann . Diese "Task 
Force'' ist bereits heute politisch, 
budgetär und personell größer als 
manche der 23 derzeitigen Gene­
raldirektionen in Brüssel. 

Am bedeutendsten für die Mit­
gliedsstaaten und für die Entwick­
lung der Berufsbildung sind die 
gemeinschaftlichen Strukturfonds 
anzusehen, namentlich der "Euro­
päische Sozialfonds" (ESF), der 
nach Art. 123 der EG-Verträge ge­
schaffen wurde. Dessen finanzielle 
Förderung ungezählter Projekte 
der Aus- und Weiterbildung sum­
mieren sich bereits auf einige Mil­
liarden ECU. Es steht fest, daß so­
wohl aus dem ESF als auch aus 
dem Europäischen Fonds für die 
regionale Entwicklung (EFRE) wie 
auch durch weitere Finanzierungs­
instrumente jährlich erhebliche Zu­
schüsse für Qualifizierungsprojek­
te, insbesondere zur Eingliederung 
von Jugendlichen und Wiederein­
gliederung von Erwachsenen er­
folgt sind. Diese Mittel der Struk­
turfonds sollen bis 1993 verdoppelt 
werden, d. h. auf ca. 14 Mrd. DM 
pro Jahr allein für die ESF und 
EFRE. 

Die Zahl der "Gemeinschaftlichen 
Rechtsakte" der Kommission und/ 
oder des Rates nimmt zu, die auch 
auf Druck seitens des Europäi­
schen Parlaments und / oder des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 
der EG beschlossen werden. Dazu 
gehört vor allem die beachtliche 
Serie von Programmen zur allge­
meinen und beruflichen Bildung, 
namentlich ERASMUS, COMETT, 
LINGUA, PETRA, FORCE, EURO-
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TECNET, IRIS u. a. m. , deren Be­
deutung in den neunziger Jahren 
wachsen wird. Die EG-Kommission 
hat kürzlich ein weiteres Programm 
zur Fortführung und Ausweitung 
von PETRA vorgeschlagen, nament­
lich ein "Erasmus junior" für den 
Austausch junger Auszubildender 
und junger Erwachsener in der be­
ruflichen Bildung. 

Das Europäische Zentrum für die 
Förderung der Berufsbildung (CE­
DEFOP), das seine Hauptaufgaben 
in Unterstützung der Kommission 
durch die Koordinierung von For­
schung, durch Information, Doku­
mentation und Publikation sowie 
als Plattform für die wichtigsten 
Akteure, namentlich für die Sozial­
partner, erfüllt, hat sich seit 1985 in 
operationeUer und in personeller 
Hinsicht erweitert; es trägt u . a . 
durch seine Arbeiten zur Herstel­
lung der Vergleichbarkeit/Ent­
sprechung der beruflichen Befähi­
gungsnachweise zur Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer und Fachkräfte 
und zur qualitativen Anhebung der 
Standards in der gesamten EG und 
somit zur Entwicklung einer sozia­
len Dimension in der Perspektive 
1992 bei. Seine weiteren konkreten 
Beiträge zum europäischen Berufs­
bildungsraum sind beispielsweise: 
Europäische Informations-, Doku­
mentations- und Datenbankennetze; 
ein jährliches Forum mit den natio­
nalen Forschungsinstituten; das 
Studienbesuchsprogramm für Ak­
teure in der Berufsbildung; der Eu­
ropäische Preis für die beste Fern­
sehproduktion in Aus- und Weiter­
bildung sowie die Vorbereitung 
eines europäischen Handbuchs für 
Berufsberater. Das CEDEFOP mit 
seinen gegenwärtig 67 Mitarbei­
tern aus allen Gemeinschaftslän­
dern, mit seinem Jahresbudget von 
rd. 20 Millionen DM und mit seinen 
gut 20 Arbeitsprojekten pro Jahr 
leistet seit Jahren einen bedeuten­
den fachlichen Beitrag zur Ent­
wicklung einer wirklich europäi­
schen Berufsbildungspolitik. 

2. Perspektiven für die neunziger 
Jahre 
Für die Bildungs- und Berufsbil­
dungssysteme gilt weiterhin der 
Grundsatz der "Einheit in der Viel-

falt" bei zunehmender Annähe­
rung und Vergleichbarkeit. Es wird 
freilich darauf zu achten sein, daß 
sich die konvergierenden Systeme 
an möglichst hohen Qualitätsstan­
dards und nicht am Mittelmaß 
orientieren. Nur so wahrt die EG ih­
re Chancen in der Konkurrenz mit 
Japan und den USA. 

In diesem Sinne wird die Europäi­
sche Kommission alle oben ge­
nannten Ansätze für eine europäi­
sche Berufsbildungspolitik, nament­
lich die Strukturfonds, die Gemein­
schaftsprogramme, das CEDEFOP 
und die Europäische Stiftung, aus­
bauen. Die Zahl der von diesen Ak­
tivitäten mittelbar oder unmittelbar 
Betroffenen wird in den nationalen 
Regelsystemen der Aus- und Wei­
terbildung weiter wachsen. 

Neue Massenwanderungen wie in 
den sechziger Jahren und in der 
ersten Hälfte der siebziger Jahre 
wird es in der EG nicht geben; tat­
sächlich sind auch die bisherigen 
Massenwanderungen weitgehend 
zum Stillstand gekommen. Italien 
ist zu einem Rückwanderungsland 
geworden. Griechenland, Spanien 
und Portugal sind keine Netto-Aus­
wanderungsländer mehr; für Spa­
nien und Portugal könnte es aller­
dings ab 1993 erneut zu Wande­
rungsbewegungen kommen, wenn 
die Annahme von Arbeitsplatzan­
geboten nicht mehr von der Vorla­
ge einer Arbeitsgenehmigung ab­
hängig gemacht wird. Der Grad 
der Einwanderung aus Drittlän­
dern bleibt dagegen einge­
schränkt - mit der vermutlichen 
Ausnahme aus Mittel- und Osteuro­
pa, in denen mehr als 400 Mio. 
Menschen leben. 

Künftig wird in der EG eine neue 
Form von Mobilität eine zunehmen­
de Rolle spielen: Ein fließender 
Austausch von Personen mit be­
sonderen Qualifikationen. Dabei 
wird es sich nicht mehr um Mas­
senwanderungen handeln, son­
dern um intra-industrielle Mobili­
tät, also um Mobilität, die auf be­
stimmte Berufsgruppen, Fertigkei­
ten und Regionen begrenzt sowie 
weitgehend zeitlich befristet ist. Sie 
wird vor allem Führungskräfte, 
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Techniker und Ingenieure, Ange­
hörige der freien Berufe, Wissen­
schaftler, aber auch viele andere 
qualifizierte Fachkräfte betreffen. 
Bereits heute gibt es in Grenzräu­
men, z. B. im "Saar-Lothringen-Lu­
xemburg-Dreieck" rege Aus­
tauschbewegungen. Auch wird mit­
telfristig eine Tendenz zu zwei 
Wohnsitzen für die wirtschaftlich 
Erfolgreichen deutlich erkennbar 
werden, was in Großflächenlän­
dern, beispielsweise in den USA, 
bereits weit verbreitet ist. 

Neben der Mobilität im Beschäfti­
gungssystem wird es intensivere 
Mobilitätsvorgänge in den Bildungs­
und Berufsbildungssystemen ge­
ben, unterstützt durch Austausch­
programme, gemeinsam konzipier­
te Studien- und Ausbildungsgänge, 
grenzüberschreitende Ausbildungs­
projekte sowie europäische Ausbil­
dungseinrichtungen. Unterschied­
liche Bedingungen zur Zulassung 
an Universitäten und Hochschulen 
sowie die Gewährung von Ausbil­
dungsbeihilfen und Stipendien 
werden in einigen Ländern zu ei­
nem verstärkten "Ausländeranteil" 
unter den Studierenden führen, 
wovon die meisten ab 1993 als "Bin­
nenländer'' zu bezeichnen sind. 
Ein wichtiger Meilenstein für die 
Menschen mit nicht akademischer 
Ausbildung wird die Einführung 
emes "Europäischen Berufsbil­
dungspasses" und die Entwick­
lung "europäischer Berufsprofile" 
sein; über beide Perspektiven ar­
beiten das BIBB und das CEDEFOP 
zunehmend zusammen. 

Wichtiger als die unmittelbaren 
Folgen des Binnenmarktes werden 
die mittelbaren Wirkungen auf län­
gere Sicht sein. Der Binnenmarkt 
verursacht kaum, sondern be­
schleunigt vor allem bestimmte 
Entwicklungen, die im Beschäfti­
gungs-, Bildungs- und Berufsbil­
dungssystem bereits angelegt 
sind. Er wirkt als Katalysator. Dies 
gilt vor allem für die Bedeutungszu­
nahme der Schlüsselqualifikatio­
nen, insbesondere für: Selbständi­
ges und kreatives Denken, sozial­
verantwortliches Handeln, koope­
ratives Arbeiten sowie die Fähig­
keit zur Kommunikation. 
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Der Qualifikationsdruck, der vor 
allem durch den technologischen 
Wandel und durch Weltmarktfakto­
ren seit längerem im Gange ist, 
wird bis 1993 und danach weiter zu­
nehmen. Die Auswirkungen betref­
fen alle Qualifikationsstufen. Aus­
bildungs-/Studienordnungen so­
wie Weiterbildungsangebote er­
fahren eine curriculare Auswei­
tung auf gemeinschaftsbezogene 
und fremdsprachige Inhalte. 

Die zusätzliche Qualifikation, zwe1 
oder mehrere Sprachen zu spre­
chen und zu schreiben bzw. zumin­
dest zu lesen und zu verstehen, 
wird im vielsprachigen Europa 
eine viel größere Bedeutung als in 
anderen Kontinenten gewinnen. In 
diesem Kontext wird das neue 
"LINGUA"-Programm der EG, das 
gleichzeitig die Bürger und die Un­
ternehmen (namentlich zugunsten 
der Ausbilder und der Auszubil­
denden) anspricht und fördert, die 
Bemühungen um Mehrsprachig­
keit deutlich verstärken. 

Der Erwerb von fachlichen und so­
zialen Qualifikationen wird nicht 
mehr ausschließlich in einem be­
stimmten Land erfolgen. Diese 
Qualifikationen dienen immer häu­
figer auch zu Erwerbszwecken in 
anderen Ländern als in denen, wo 
diese erworben werden. Berufsbil­
dung entwickelt sich mehr und 
mehr zu einem grenzüberschrei­
tenden Vorgang. Die vermittelten 
Qualifikationen werden zuneh­
mend konvertierbar. 

Wir werden es mit einem rasch 
expandierenden "europäischen 
Markt der Weiterbildung" zu tun 
haben, dessen Entwicklungschan­
cen vor allem in der Nutzung neuer 
Informationstechnologien und Bil­
dungsmedien begründet sind. 
Wettbewerber auf diesem Bil­
dungsmarkt ohne Grenzen werden 
vor allem Medienkonzerne, private 
und halbstaatliche Einrichtungen 
sein. Gleichzeitig finden in den Be­
reichen U nterrichtstechnologien 
und Bildungsmedien, namentlich 
mittels binnenmarktdeckender 
Programme durch Satellitenfern­
sehen, stürmische Entwicklungen 
statt. 

All die zusätzlichen und "neuen" 
Qualifikationen werden allerdings 
nicht mehr allein durch erfah­
rungsgemäß langwierige Verände­
rungen in den Systemen der Erst­
ausbildung zu erwerben sein: Die 
Weiterbildung gewinnt eine aus­
schlaggebende Bedeutung für die 
Wahrnehmung und Verbesserung 
der Beschäftigungschancen für die 
einzelnen, aber auch eine immen­
se Bedeutung für die Betriebe, um 
ihre Produkte und Dienstleistun­
gen den sich immer schneller wan­
delnden Bedürfnissen und den 
sich ändernden Wertvorstellungen 
anzupassen. Neben den wirtschaft­
lichen Herausforderungen stellen 
sich in zumindest gleichrangiger 
Weise neue und umfassende sozia­
le und ökologische Herausforde­
rungen, die man mit entsprechen­
den Angeboten zur Qualifizierung 
der Menschen frühzeitig aufgrei­
fen muß. Dieneunziger Jahre wer­
den als das Jahrzehnt der Weiter­
bildung in die europäische Ge­
schichte eingehen. Um die Jahr­
hundertwende wird es die ,.Politi­
sche Union" in Europa geben, in 
der es auch eine Politik für die Aus­
und Weiterbildung mit europäi­
scher Dimension geben wird. 
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